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Rumänien vor den Wahlen
Politische Krise offenbart  

grundlegende Demokratieprobleme

2012 wird als ein Krisenjahr in die jüngere Geschichte Rumäniens eingehen: Proteste 
gegen Austeritätsmaßnahmen, Misstrauensvoten, drei Regierungswechsel, ein ge-
scheitertes Amtsenthebungsverfahren gegen den Präsidenten und ein harter innen-
politischer Machtkampf haben Rumänien europaweit in die Schlagzeilen gebracht.

Es ist nicht auszuschließen, dass sich die Ereignisse in ähnlicher Weise wiederholen 
werden. Präsident Basescu hat bereits angekündigt, Victor Ponta nicht zum Premi-
erminister zu ernennen, selbst wenn die Regierungskoalition bei den Wahlen am  
9. Dezember eine Mehrheit bekommt. Dann würde eine Verfassungskrise drohen, 
ein weiteres Amtsenthebungsverfahren gegen den Präsidenten wäre möglich.

Anders als viele Kommentare nahe legen, markiert das Vorgehen der Regierung im 
Jahr 2012 keine Abkehr von der bisher in Rumänien geltenden politischen Praxis.  
Es kann im Gegenteil als Fortschreibung einer beklagenswerten politischen Realität 
gelten. Die Ereignisse sind Ausdruck von Defiziten in der demokratischen Kultur des 
Landes, die über Jahre gewachsen sind. Diese Defizite gründen auf einem program-
matisch schwachen Parteiensystem, einer kraftlosen Zivilgesellschaft sowie auf klien-
telistischen Netzwerken in Parteien, Justiz, Verwaltung und Politik.

Um Korruption und Klientelismus wirksam zu bekämpfen, braucht Rumänien eine 
schlagkräftige und unabhängige Justiz, einer Verbesserung der sozialen Lage, eine 
aktive Zivilgesellschaft, eine transparente Parteienfinanzierung und investigativ ar-
beitende Medien. Auf dem langen Weg dahin wird es auch in Zukunft Stillstände 
und Rückschritte geben. 
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1. Ein rumänisches Krisenjahr

Das Jahr 2012 wird als ein Krisenjahr in die jüngere Trans-
formationsgeschichte Rumäniens eingehen. Es begann 
mit landesweiten Protesten gegen Sparmaßnahmen und 
wird im Dezember enden mit der Bildung der dritten 
neuen Regierung innerhalb eines Jahres. Dazwischen 
liegen Misstrauensvoten, mehrfache Regierungswech-
sel, Kommunalwahlen, Parlamentswahlen, ein Amts-
enthebungsverfahren gegen den Präsidenten sowie ein 
innenpolitischer Machtkampf, der Rumänien europaweit 
in die Schlagzeilen brachte.

Der Reihe nach: Zu Beginn des Jahres gingen in ganz 
Rumänien Bürgerinnen und Bürger gegen die Politik 
des konservativen Premierministers Emil Boc und des 
ebenfalls konservativen Präsidenten Traian Basescu auf 
die Straße.1 Die Proteste richteten sich gegen Pläne für 
eine Gesundheitsreform sowie gegen ein Austeritäts-
programm, das Basescu dem Land in den Jahren 2010 
und 2011 verordnet hatte. Die Gehälter der öffentlichen 
Angestellten waren um 25 Prozent gekürzt worden, die 
Sozialleistungen pauschal um 15 Prozent. Die Mehrwert-
steuer stieg um fünf Punkte auf 24 Prozent. Das System 
der Sozialleistungen wurde neu strukturiert, die Zahl der 
sozialpolitischen Programme reduziert und die Sozial-
hilfe restriktiver gehandhabt. Neue Gesetze schränkten 
zudem die Gewerkschafts- und andere Arbeitnehmer-
rechte ein.2

Regierungswechsel nach Misstrauensvotum

Vor dem Hintergrund einer ohnehin angespannten so-
zialen Lage lösten die Maßnahmen eine Protestbewe-
gung aus, wie sie Rumänien viele Jahre nicht gesehen 
hatte. Mit Beginn der landesweiten Demonstrationen 
erreichte das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in 
Staatspräsident Traian Basescu und die Regierung Mitte 
Januar einen Tiefpunkt. Als Reaktion traten am 6. Feb-
ruar Premierminister Emil Boc und viele seiner Minister 
zurück. Doch auch das brachte der konservativen Re-
gierungspartei PDL keine Trendwende. Schnell wurde 
klar, dass Präsident Basescu und die Führung der PDL an 
ihrer Austeritätspolitik festhalten und lediglich ein paar 

1. Siehe dazu ausführlich Moser, Stefanie M. (2012)

2. Siehe ausführlich zum Austeritätsprogramm: Stoiciu (2012)

Köpfe austauschen würden. Die Nervosität und Verun-
sicherung im Regierungslager wuchs. In den folgenden 
Wochen liefen immer mehr PDL Mandatsträger, darun-
ter mehrere Abgeordnete und Senatoren, zur Oppositi-
on über. Durch die Überläufer bekam die oppositionelle 
Mehrparteien-Allianz USL – bestehend aus Sozialdemo-
kraten (PSD), Nationalliberalen (PNL) und einer kleinen 
konservativen Partei (PC) – plötzlich und zu ihrer eigenen 
Überraschung eine Mehrheit im Parlament. Sie nutz-
te die Mehrheit, um die Regierung am 27. April durch 
ein Misstrauensvotum zu Fall zu bringen. So währte die 
Amtszeit von Mihai Razvan Ungureanu, dem Nachfolger 
von Emil Boc als Premierminister, nur drei Monate.

Neuer Premierminister wurde der Vorsitzende der Sozi-
aldemokratischen Partei Rumäniens (PSD), Victor Ponta. 
Nach dem Regierungswechsel kündigte er eine Aufwer-
tung des Parlaments und einen transparenten Regie-
rungsstil an. Oberste Priorität der Regierungskoalition 
sei die »Rückkehr zur demokratischen Normalität«, so 
Ponta.

Amtsenthebungsverfahren  
gegen den Präsidenten

Es kam anders. Kurz nachdem sie die Regierungsge-
schäfte übernommen und bei den Kommunalwahlen im 
Mai 2012 einen deutlichen Sieg errungen hatte, versuch-
te die Regierungskoalition USL den konservativen Prä-
sidenten Traian Basescu des Amtes zu entheben. Dazu 
wurden innerhalb weniger Tage Eilverordnungen erlas-
sen, die Kompetenz des Verfassungsgerichts beschränkt3 
und wichtige Gesetze, darunter auch das Verfahren zur 
Amtsenthebung, geändert. Zentrale staatliche und po-
litische Positionen, wie die des Ombudsman4 sowie der 
Präsidenten der Abgeordnetenkammer und des Senats, 
wurden neu besetzt.

3. Per Eilverordnung entschied die Regierung, dass das Verfassungsge-
richt künftig nur noch die parlamentarische Geschäftsordnung, nicht 
mehr jedoch parlamentarische Beschlüsse zu politischen Verfahren auf 
Verfassungsmäßigkeit überprüfen darf. Dadurch verlor das Verfassungs-
gericht auch das Recht, bei einem Amtsenthebungsverfahren gegen den 
Präsidenten ein Veto einzulegen. Mit dieser Verordnung wurde eine bis 
2010 geltende Rechtslage wiederhergestellt. Am 19. September (nach 
dem Referendum zur Absetzung des Präsidenten) erklärt das Verfas-
sungsgericht die Verordnung für verfassungswidrig.

4. Der rumänische Ombudsman kann bei Gesetzen, die im Eilverfahren 
beschlossen werden und die Institutionen mit Verfassungsrang in ihrer 
Tätigkeiten beschränken, das Verfassungsgericht einschalten.
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Es folgte ein Aufschrei der Empörung im In- und 
Ausland. Europas Konservative sprachen von einem 
»Staatsstreich«, die Regierung wurde mit »Putschisten« 
gleichgesetzt. Der vor einigen Jahren von Staatspräsi-
dent Basescu nominierte Verfassungsgerichtspräsident 
schrieb zweimal an die Venedig-Kommission des Euro-
parates und klagte über Drohungen, Einschüchterungen 
und Kompetenzbeschneidungen. Auch die Sozialdemo-
kratische Partei Europas (SPE) zeigte sich befremdet über 
das Vorgehen ihrer Schwesterpartei und sagte ihren in 
Bukarest geplanten Kongress ab.

Ungewöhnlich deutlich reagierte die EU-Kommission. Ihr 
zur Folge ließen einige Maßnahmen »ernsthafte Zweifel 
am Engagement für die Wahrung der Rechtsstaatlich-
keit oder am generellen Verständnis der Bedeutung der 
Rechtsstaatlichkeit in einem pluralistischen demokra-
tischen System aufkommen« (Europäische Kommissi-
on 2012a:3). Zudem übergab Kommissionspräsident 
Barroso Premierminister Ponta eine Liste mit elf Forde-
rungen der EU-Kommission zur sofortigen Umsetzung. 
Unter anderem verlangte die Kommission, das vom ru-
mänischen Verfassungsgericht eingeforderte Quorum 
für das Referendum zur Absetzung des Präsidenten zu 
respektieren. Gemäß diesem Quorum müssen sich min-
destens 50 Prozent der in den Wählerlisten als wahlbe-
rechtigt eingetragenen Bürger an einem Referendum 
zur Amtsenthebung des Staatsoberhaupts beteiligen. 
Ponta sicherte die Erfüllung der Forderungen schriftlich 
zu. Das Eingreifen der EU-Kommission beeinflusste den 
weiteren Verlauf der politischen Auseinandersetzung in 
Rumänien erheblich. Zugleich stieß es aber auch bei un-
abhängigen Beobachtern auf Kritik. Form und Inhalt der 
EU-Interventionen wurden von einigen Kommentatoren 
im In- und Ausland als parteiisch, undiplomatisch oder 
oberlehrhaft empfunden.

Ungeachtet des internationalen Protests wurde Basescu 
am 6. Juli 2012 vom Parlament suspendiert. Die Suspen-
dierung musste innerhalb von 30 Tagen durch ein Re-
ferendum bestätigt werden. Das Referendum fand am  
29. Juli statt und scheiterte, da nur 46,24 Prozent statt 
der erforderlichen 50 Prozent der Wahlberechtigten 
teilnahmen. Am 21. August erklärte das Verfassungs-
gericht das Referendum schließlich für gescheitert. Der 
Präsident kehrte ins Amt zurück. Regierungsvertreter be-
zeichneten den Präsidenten als illegitim und verwiesen 
auf die sieben Millionen Rumänen, die für seine Abset-

zung gestimmt hatten. In der Tat hatten fast 90 Prozent 
der an die Urnen gegangenen Rumänen für die Amts-
enthebung Basescus votiert.

So ließ die Auseinandersetzung um den Präsidenten nur 
Verlierer zurück. Durch das Referendum wurde erneut 
deutlich, wie wenig Vertrauen der Präsident noch in der 
Bevölkerung genießt. Dadurch hat er an Legitimität ein-
gebüßt. Die Regierungsparteien und ihre Vorsitzenden 
haben indes all ihr politisches Kapital in die Absetzung 
des Präsidenten investiert – und verloren.

Parlamentswahlen am 9. Dezember

Geschwächt, verfeindet und europaweit in der Kritik – 
so gingen die Parteien im Herbst in den Wahlkampf. Ge-
gen die Regierungskoalition USL tritt das im September 
von drei konservativen Parteien gegründete Wahlbünd-
nis »Allianz (Ge)Rechtes Rumänien« (ARD) an. Gewählt 
wird am 9. Dezember. Danach wird Rumänien die dritte 
neue Regierung innerhalb eines Jahres bekommen. Laut 
Umfragen kann die Regierungskoalition mit einem Sieg 
rechnen. Das konservative Lager ist auf Grund der Spar-
maßnahmen nach wie vor unpopulär. Inhaltliche Positi-
onen spielten bislang im Wahlkampf jedoch keine Rolle. 
Beide Wahlallianzen, USL und ARD, veröffentlichten erst 
vier Wochen vor dem Wahltermin ein Programm. Beide 
Dokumente lesen sich als Wunschlisten, unverbindlich 
und unkonkret.

Besonders die nationalliberale PNL unter Führung von 
Crin Antonescu, der als Nachfolger von Basescu auserko-
ren war und im Sommer kurzzeitig als Interims-Präsident 
agierte, setzt im Wahlkampf auf rechtspopulistische und 
anti-europäische Stimmungsmache. Weit verbreitet und 
beliebt sind bizarre Verschwörungstheorien, denen zur 
Folge wahlweise ausländische Kräfte, parteiische Bot-
schafter, inländische Geheimdienste, angeblich besto-
chene Journalisten, geheime Geldtransfers nach Brüssel 
oder die Nation im Ausland verratende Politiker für die 
politische Krise verantwortlich sind.

Krise als Ausdruck von Demokratiedefiziten

Verleumdung der Nation, Verrat, Einmischung von au-
ßen, Geheimdienste, versteckte Geldzahlungen - solche 
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Argumentationsmuster sind Ausdruck einer defekten 
politischen Kultur. Sie zeigen, dass es zu kurz greifen 
würde, die Krise des Jahres 2012 mit tagespolitischen 
Auseinandersetzungen oder dem Handeln von Einzel-
personen zu erklären. Im Gegenteil: Die Verhaltenswei-
sen, die 2012 europaweit für Kritik sorgten, sind alle-
samt bereits aus der Vergangenheit bekannt. In diesem 
Jahr warf man der USL-Regierung mangelnden Respekt 
gegenüber Verfassungsinstitutionen und demokrati-
schen Verfahren vor. Eine inhaltsgleiche Kritik wurde in 
den Vorjahren stets an Basescu und die Vorgängerregie-
rungen gerichtet. So stellte beispielsweise die Politikwis-
senschaftlerin Gabanyi bereits vor vier Jahren zu Basescu 
fest: »Die in der Verfassung vorgesehene Gewaltentren-
nung hat der 2004 gewählte Präsident in der politischen 
Praxis permanent missachtet. Parlament und Parteien 
wurden in den Augen der Wähler diskreditiert, die Justiz 
politisiert und die Regierung, die der Präsident als Insti-
tutionen von seinen Gnaden ansieht, dazu verpflichtet, 
seine politischen Zielsetzungen zu verwirklichen (…). In 
der Praxis usurpiert der Präsident Machtbefugnisse und 
Kompetenzen des Premierministers, des Außenminis-
ters, des Parlaments, der Gerichte. Stattdessen setzt er 
auf die Staatsanwaltschaft und die Geheimdienste, mit 
deren Unterstützung der Lustrationsprozess zum eige-
nen politischen Nutzen manipuliert und gesteuert wird.« 
(Gabanyi 2008). Auch das 2012 viel kritisierte Regieren 
per Eilverordnungen hat eine lange Tradition. In den 
vergangenen Jahren fiel die Zahl solcher Verordnungen 
auch unter der konservativen Vorgängerregierung von 
Emil Boc nie unter die Zahl von einhundert.

Hier wird deutlich, dass die Ereignisse von 2012 keinen 
»Bruch« mit der Vergangenheit, sondern im Gegenteil, 
die Fortschreibung der kritikwürdigen politischen Wirk-
lichkeit sind. Die Krise ist Ausdruck der demokratischen 
Defizite im Land. Diese sind nur zu verstehen, wenn der 
Blick auf die längerfristigen Transformationsprobleme 
des Landes gerichtet wird.

2. Rumäniens anhaltende  
Transformation

Bei einem solchen Blick muss festgestellt werden: Rumä-
nien ist auch über zwei Jahrzehnte nach dem Sturz des 
kommunistischen Diktators Nicolae Ceausescu ein Land 
im Übergang. Die politischen Entwicklungen sind von 
Stillständen und Rückschritten geprägt, die politische 

Kultur des Landes ist keineswegs die einer gefestigten 
Demokratie. Daran ändert auch die Mitgliedschaft in der 
Europäischen Union nichts.

Nach dem Zusammenbruch des Kommunismus hatte 
Rumänien von allen mittel- und südosteuropäischen 
Ländern die vielleicht schwierigste Erbschaft anzutre-
ten. Die rumänischen Kommunisten hatten, im Gegen-
satz zu vielen Nachbarländern, in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts niemals nennenswerte Unterstützung 
in der Bevölkerung gefunden. Dessen ungeachtet be-
gann nach dem Sturz des rumänischen Faschisten Ion 
Antonescu 1944 mit Hilfe der Sowjetunion der Auf-
bau einer kommunistischen Diktatur. Diese blieb unter 
Führung von Nicolae Ceausescu bis 1989 erhalten, mit 
einem stalinistischen Personenkult, einem staatlichen 
Terrorsystems durch den Geheimdienst Securitate, einer 
kruden nationalistischen Autarkiepolitik, zugleich ohne 
nennenswerte reformorientierte Kräfte in der Regierung 
und ohne eine organisierte Opposition, die bei der Wen-
de 1989/90 für einen Elitenwechsel hätte bereitstehen 
können.

Heute, über zwanzig Jahre nach dem Wechsel, finden 
sich in Rumänien alle typischen Eigenschaften postkom-
munistischer politischer Systeme5, insbesondere: ein 
programmatisch schwaches Parteiensystem; klientelisti-
sche und kriminelle Netzwerke in Parteien, Justiz, Ver-
waltung und Politik; die Dominanz von Einzelinteressen 
in politischen Entscheidungsverfahren; eine ineffiziente 
öffentliche Verwaltung und eine schwache Zivilgesell-
schaft. Die Struktur der Wirtschaft gleicht der eines 
Schwellenlandes: einem großen, vormodernen, unpro-
duktiven und auf Subsistenzwirtschaft ausgerichteten 
Agrarsektor stehen strategische Dienstleistungs- oder 
Industriesektoren gegenüber (Öl, Gas, Telekommuni-
kation, Banken), die entweder von noch nicht privati-
sierten Staatsunternehmen oder von transnationalen 
Konzernen dominiert werden. Hinzu kommen eine ab-
wandernde Mittelschicht, ein großer informeller Sektor, 
und eine miserable Infrastruktur, mit der es noch nicht 
einmal gelingt, alle Haushalte des Landes mit Strom zu 
versorgen.

5. Für eine detaillierte Beschreibung postkommunistischer Gesellschaften 
siehe Ehrke (2005)
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Klientelismus und Korruption

Als besonders schwierig gestaltet sich in Rumänien der 
Kampf gegen die weit verbreitete Korruption6 im politi-
schen System des Landes. Ihn zu gewinnen ist Vorrau-
setzung für die Entfaltung einer Demokratie, die nicht 
nur formal-institutionell besteht, sondern von den po-
litischen und gesellschaftlichen Akteuren gelebt und 
verteidigt wird. Zur strafrechtlichen Bekämpfung der 
Korruption wurden in den vergangenen Jahren Institu-
tionen mit weit reichenden Kompetenzen geschaffen, 
insbesondere die Sonderstaatsanwaltschaft zur Korrup-
tionsbekämpfung DNA, die Nationale Integritätsbehör-
de ANI und der Oberste Magistraturrat CSM. Derzeit 
vergeht keine Woche ohne einen neuen Korruptions-
skandal. Die Zahl der Ermittlungen, Anklagen und Ver-
urteilungen in Fällen politischer Korruption bei hohen 
und höchsten Amts- und Mandatsträgern nimmt zu. 
Unter den seit 2007 angeklagten Personen sind Minister, 
Parlamentarier, Bürgermeister und Präfekte. Mit Adrian 
Nastase wurde im Mai 2012 erstmals ein ehemaliger Pre-
mierminister verurteilt und ins Gefängnis gesperrt. 2011 
erhob die für politische Korruption zuständige Sonder-
staatsanwaltschaft DNA Anklage gegen 1091 Personen. 
Die Informationen, die jeder Beobachter, der sich län-
ger im Land aufhält, in persönlichen Gesprächen oder 
Presseberichten als »anecdotal evidence« über den Kauf 
von Stimmen, Wahlkreisen, Mandaten, Posten, Einfluss, 
Aufträgen, usw. unweigerlich erhält, erwecken den Ein-
druck, dass selbst mit dieser beachtlichen Zahl an Ermitt-
lungsverfahren nur die Spitze des Eisbergs erfasst wird.

Das sehen wohl auch viele Rumänen so. In einer Umfra-
ge aus dem Jahr 2012 bezeichnen 96 Prozent der Ru-
mänen Korruption als großes Problem und die Mehrheit 
geht davon aus, dass die Korruption in den vergangenen 
drei Jahren zugenommen hat (Europäische Kommission 
2012b). Parlament und Parteien sind in den Augen der 
Öffentlichkeit dabei die korruptesten Institutionen im 
Land. 88 Prozent der Rumänien haben wenig oder kein 
Vertrauen in ihr Parlament (Transparency International 
2011:26).

6. Korruption in postkommunistischen Gesellschaften ist ein vielschich-
tiges Phänomen von Vorteilsnahmen, Patronage, Klientelismus, privile-
gierten Zugängen und Bestechungen, und sollte nicht einfach nur mit 
Schmiergeldzahlungen gleichgesetzt werden. Zu näheren Charakterisie-
rung von Korruption im postkommunistischen Staaten im Allgemeinen 
und in Rumänien im Besonderen siehe Mungiu-Pippidi (2009). 

Rumänische Parteien und  
das politische Unternehmertum

Dieses geringe Vertrauen in Parteien und die durch sie 
rekrutierten Mandatsträger ist nicht grundlos. Parteien 
dienen in Rumänien oft als institutioneller Mechanis-
mus zur Durchsetzung von Partikularinteressen. Durch 
sie gelingt es mächtigen Einzelakteuren und klientelis-
tischen Netzwerken immer wieder, Entscheidungen in 
Politik und Verwaltung zu ihren Gunsten zu gestalten. 
Viele Parteien lassen sich in Rumänien dem Typus der 
»postkommunistischen Klientelpartei« zuordnen (vgl. 
Ehrke 2009:8). Ein wesentliches Kennzeichen ist zu-
nächst einmal ihre mangelnde programmatische Subs-
tanz. Jede Partei ist darauf bedacht, sich mit denjenigen 
weltanschaulichen Etiketten zu versehen, die aus den 
westeuropäischen Parteiensystemen bekannt sind. Das 
ist auch ein notwendiger erster Schritt zur Integration 
in die europäischen Parteifamilien, was zugleich Aner-
kennung und Legitimität verschafft. Programmatische 
Debatten finden in den Parteien indes kaum statt. Dem-
entsprechend ist die politische Identität vieler Mitglieder 
diffus. Da die programmatische Substanz der Parteien 
schwach ist, gibt es auch kaum eine ideologische Bin-
dung der Mitglieder an ihre Partei. Mehr als 120 der 471 
Parlamentarier haben im Laufe der aktuellen Legislatur-
periode, zwischen 2008 und 2012, ein- oder mehrmals 
die Partei gewechselt. Besonders viele Wechsel gab es 
im Frühjahr 2012 als sich abzeichnete, dass der Rückhalt 
für die konservative PDL-Regierung in der Bevölkerung 
schwindet. Reihenweise verließen die Abgeordneten das 
sinkende Schiff und wechselten zur Opposition.

Weltanschauliche Beliebigkeit findet sich jedoch nicht 
nur bei einzelnen Abgeordneten, sondern gelegentlich 
auch bei einer Partei als Ganzes. So wurde die Demokra-
tische Partei unter Führung von Traian Basescu und Emil 
Boc 2005 quasi über Nacht von einer sozialdemokrati-
schen Partei, damals Mitglied der Sozialistischen Inter-
nationalen, zu einer konservativen Parteien, heute Mit-
glied der Europäischen Volkspartei (EVP). Die Mitglieder 
schien dies nicht weiter zu stören. Sie folgten ihrer Par-
teiführung und nickten diesen spontanen Wechsel der 
Weltanschauung auf einem Parteitag im Juni 2005 ein-
stimmig ab.

An diesen Beispielen wird deutlich, dass der Eintritt in 
eine Partei nicht unbedingt einer inhaltlichen Überzeu-
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gung folgt. Stattdessen kann er mit der Hoffnung auf 
Karrierevorteile, Zugänge zu Netzwerken, Macht und 
vor allem auch Geld verbunden sein. Doch diese Vorteile 
haben offenbar ihren Preis; so wird im Vorfeld der Parla-
mentswahlen 2012 erneut kolportiert, dass in einzelnen 
Fällen für die Nominierung in einem Wahlkreis zwischen 
5.000 und 40.000 EUR zu bezahlen sei. Hinzu kom-
men die Kosten für den Wahlkampf, denn die werden 
nicht von der Partei übernommen, sondern müssen von 
dem jeweiligen Kandidaten eigenständig aufgetrieben 
werden. Der Eintritt in die Politik wird so zu einem »In-
vestment«, für das man auch irgendwann die »Rendite« 
sehen möchte. Der Parteigänger wird zum politischen 
Unternehmer. »Most of the richest people in Romania 
have built their fortunes on the basis of political con-
nections or their positions within the leading parties« 
(Nicolae 2012). Vielleicht erklärt das auch, warum sich 
politische Akteure in Rumänien oft mit einem regelrech-
ten Hass begegnen. Ein Wettbewerb um die besten po-
litischen Ideen und Argumente kann im gegenseitigen 
Respekt oberhalb der Gürtellinie ausgetragen werden. 
Bei der Aussicht, von den Geldtöpfen verdrängt zu wer-
den, seine Immunität zu verlieren und gar am Ende noch 
vor Gericht zu landen, wird indes zu härteren Mitteln 
gegriffen. Das Ergebnis sind die wechselseitigen Diffa-
mierungen, Beleidigungen und Possen, mit denen die 
politische Auseinandersetzung tagtäglich in den Medien 
geführt wird.

Soziale Krise

Die mangelnde Gemeinwohlorientierung der Politik 
schlägt sich für viele Rumänen in einem harten sozia-
len Alltag nieder. Der Nettodurchschnittslohn beträgt 
in Rumänien 340 EUR im Monat. 31 Prozent der Bevöl-
kerung leidet unter erheblicher materieller Deprivation 
(EU-Durchschnitt: 8,1 Prozent). Das ist hinter Bulgarien 
der zweithöchste Wert in der Europäischen Union. An-
gesichts niedriger Löhne und hoher Lebenshaltungskos-
ten sind immer mehr Rumänen gezwungen, von Erspar-
nissen zu leben oder sich über Schulden zu finanzieren. 
Die privaten Schulden haben sich in Rumänien zwischen 
2000 und 2012 verfünfzigfacht(!) - ein weltweiter Ne-
gativrekord (Global Wealth Report 2012). Zugleich ist, 
auch wegen der Abwertung des rumänischen Leu, zwi-
schen Mitte 2011 und Mitte 2012 das Haushaltsvermö-
gen in Rumänien um 36 Prozent gesunken. Das ist der 

größte Rückgang, der in diesem Zeitraum weltweit in 
einem Land zu verzeichnen ist (ebd.).

Verschärft wird die angespannte soziale Lage durch den 
schlechten Zustand der sozialen Sicherungssysteme. Laut 
der europäischen Statistikbehörde Eurostat gibt kein an-
deres Land in der Europäischen Union pro Kopf weniger 
für Gesundheit und Soziale Sicherung aus als Rumäni-
en. Bei einer Einheitssteuer (flat tax) von 16 Prozent auf 
Einkommen können sich Bezieher hoher Einkommen der 
Finanzierung des Gemeinwesens weitgehend entziehen. 
Selbst dieser geringe Steuersatz soll nach den Wahl-
kampfversprechen linker wie rechter Parteien nach den 
Wahlen im Dezember 2012 weiter sinken.7

Doch schon jetzt ist der öffentliche Sektor unterfinan-
ziert, seine Mitarbeiter unterbezahlt. Korruption als Be-
gleiterscheinung scheint da zwingend: In einer Umfrage 
von Transparency International (2011) geben 25 Prozent 
der Befragten an, in den vergangenen zwölf Monaten 
mindestens einmal Schmiergelder gezahlt zu haben. 
Warum dies so kommen muss, veranschaulicht die ru-
mänische Korruptionsexpertin Alina Mungiu-Pippidi am 
Beispiel des Gesundheitswesen: Wer regulär kranken-
versichert ist und Anspruch auf eine kostenlose Behand-
lung hat, wird bei Arztbesuchen nicht selten dennoch zu 
einer informellen Zahlung genötigt. Dies geschieht, da 
»der Staat so tut, als könnten Ärzte und Pflegepersonal 
mit ihren geringen Gehältern tatsächlich arbeiten – was 
aber leider unmöglich ist. (…) Den Fehlbetrag für korrek-
te Gehälter bezahlt also derjenige, der die entsprechen-
de Dienstleistung in Anspruch nimmt, und zwar in Form 
von Schmiergeldern zusätzlich zu seinen Krankenversi-
cherungsbeiträgen. Das ist ökonomisch – wenn auch 
nicht rechtlich – gesehen ja auch der korrekte Preis.« 
(Mungiu-Pippidi 2012). Durch den Entzug öffentlicher 
Gelder reproduziert die politische Klientelwirtschaft ihre 
Logik im Alltag des kleinen Mannes. Dass die soziale 
Lage, der unterfinanzierte öffentliche Sektor und niedri-
ge Löhne Korruption hervorbringen, liegt auf der Hand. 
Dass weiteres Sparen die Situation (und Korruption) ver-
schärft, ist auch statistisch hinreichend belegt. Dennoch 
behaupten Konservative, die rumänische Bevölkerung 
habe »über ihre Verhältnisse« gelebt, weshalb Austeri-
tätsmaßnahmen alternativlos seien – Geschichten, wie 
aus einer neoliberalen Fabelwelt.

7. Die konservative Wahlallianz ARD verspricht eine Absenkung der Ein-
heitssteuer auf 12 Prozent, während die sozialliberale USL ein dreistu-
figes Einkommensteuersystem anstrebt, mit 16 Prozent als Höchstsatz. 
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3. Ausblick: Land im Übergang

Die dargestellten Transformationsprobleme zeigen, dass 
das Vorgehen der USL-Regierung im Jahr 2012 keine Ab-
kehr von der bisher in Rumänien geltenden politischen 
Praxis war. Es kann im Gegenteil als Fortschreibung ei-
ner beklagenswerten politischen Realität gelten. Die 
Ereignisse dieses Jahres sind Ausdruck von Defiziten in 
der demokratischen Kultur des Landes. Diese Defizite 
haben sich über Jahre und unter Regierungen jedweder 
Couleur entwickelt. Sie gründen in dem Mangel an pro-
grammatischer Orientierung von Parteien, in klientelisti-
schen Strukturen und der Dominanz von Einzelinteres-
sen gegenüber dem Gemeinwohl.

Auf Grund dieser Transformationsprobleme ist nicht 
auszuschließen, dass sich die Ereignisse des Jahres 2012 
in ähnlicher Weise wiederholen werden. Präsident Ba-
sescu hat bereits angekündigt, Victor Ponta nicht zum 
Premierminister zu ernennen, selbst wenn die USL am 
9. Dezember eine parlamentarische Mehrheit bekommt. 
In diesem Fall würde eine Verfassungskrise drohen, ein 
weiteres Amtsenthebungsverfahren gegen den Präsi-
denten wäre dann wahrscheinlich. Die USL wiederum 
hat eine Verfassungsreform angekündigt. Auf dem Weg 

zu einer neuen Verfassung werden sich die politischen 
Akteure erneut heftige Gefechte liefern.

Ein Verlierer steht bereits fest, nämlich all diejenigen Ru-
mänen, die von ihren gewählten Mandatsträgern eine 
sach- und gemeinwohlorientierte Politik erwarten. Doch 
die Zahl derjenigen, die diese Erwartung haben, scheint 
zu schwinden. Politische Korruption, Machtsicherung 
und die Verschmelzung öffentlicher und privater Inte-
ressen haben Politikverdrossenheit an vielen Stellen in 
Politikverachtung umschlagen lassen.

Um Korruption und Klientelismus in der Politik wirksam 
zu bekämpfen bedarf es neben einer schlagkräftigen, 
unabhängigen Justiz, einer Verbesserung der sozialen 
Lage sowie politischer Kontroll- und Sanktionsmecha-
nismen in Form von starken sozialen Interessensverbän-
den, einer aktiven Zivilgesellschaft, einer transparenten, 
öffentlichen Parteienfinanzierung und investigativ arbei-
tender Medien. Bis dahin ist es in Rumänien noch ein 
langer Weg. Und auf diesem Weg drohen auch in Zu-
kunft Stillstände und Rückschritte. So bleibt Rumänien 
auch im dritten Jahrzehnt nach dem Ende des Kommu-
nismus ein Land im Übergang.
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